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§24
Gebühren

(1) Für die Vermittlung in Arbeit nach § 23 Abs. 1 dürfen 
von Arbeitsuchenden und Arbeitgebern Gebühren nur zur 
Deckung der erforderlichen Aufwendungen erhoben werden.

(2) Höhere Gebühren als nach Absatz 1 dürfen nur für An­
gehörige von Berufen erhoben werden, für deren zweckmäßige 
Vermittlung in Arbeit dies notwendig ist (auf Gewinn gerich­
tete Arbeitsvermittlung).

(3) Der Minister für Arbeit und Soziales kann zur Durchfüh­
rung der Absätze 1 und 2 unter Berücksichtigung der Eigen­
art der vermittelten Arbeitsverhältnisse und deren Dauer so­
wie des besonderen Inhalts des nach § 23 Abs. 1 erteilten Auf­
trages und der für die Vermittlungstätigkeit durchschnittlich 
erforderlichen Aufwendungen durch Anordnung Vorschriften 
über die näheren Voraussetzungen, Höhe und Fälligkeit der 
Gebühren und diie Zahlungspflichtigen Personen erlassen. Bei 
der Festsetzung höherer Gebühren im Sinne des Absatzes 2 
ist die Gebühr so zu bemessen, daß sie einen angemessenen 
Gewinn ermöglicht.

Dritter Unterabschnitt 

Berufsberatung

§25
Begriff der Berufsberatung

(1) Berufsberatung im Sinne dieses Gesetzes ist die Ertei­
lung von Rat und Auskunft in Fragen der Berufswahl ein­
schließlich des Berufswechsels. Sie wird durch die Berufsauf­
klärung, die Unterrichtung über die Förderung der beruflichen 
Bildung im Einzelfalle und die Vermittlung in berufliche Aus­
bildungsstellen ergänzt.

(2) Rat und Auskunft, die im Einzelfalle gelegentlich und 
unentgeltlich oder von öffentlich-rechtlichen Trägern der so­
zialen Sicherung in den in § 13 Abs. 3 Nr. 1 genannten Fällen 
erteilt werden, gelten nicht als Berufsberatung.

§26
Aufgaben der Berufsberatung

(1) Die Arbeitsverwaltung hat Jugendliche und Erwachsene 
vor Eintritt in das Berufsleben und während des Berufslebens 
in allen Fragen der Berufswahl (§ 25) und des beruflichen 
Fortkommens zu beraten. Sie hat dabei Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes und der Berufe angemessen zu berück­
sichtigen. Sie soll die Belange einzelner Wirtschaftszweige und 
Berufe allgemeinen wirtschaftlichen und sozialen Gesichts­
punkten unterordnen.

(2) Die Arbeitsverwaltung hat Ratsuchende auch in Fragen 
ihrer schulischen Bildung zu beraten, soweit sie für ihre Be­
rufswahl und ihre berufliche Entwicklung von Bedeutung 
sind.

(3) Die Arbeitsverwaltung kann sich, soweit es erforderlich 
ist, um Ratsuchende mit deren Einverständnis auch nach Be­
ginn einer Berufsausbildung bemühen und sie beraten.

§27
< ■

Grundsätze der Berufsberatung

(1) Bei der Berufsberatung sind die körperlichen, geistigen 
und charakterlichen Eigenschaften, die Neigung und die per­
sönlichen Verhältnisse des Ratsuchenden zu berücksichtigen.

(2) Die Arbeitsverwaltung kann Ratsuchende, soweit dies 
zur Beurteilung ihrer beruflichen Eignung erforderlich ist, 
mit deren Einverständnis psychologisch und ärztlich unter­
suchen und begutachten.

§28
Unterrichtung über Förderung der 

beruflichen Bildung

Bei der Berufsberatung soll die Arbeitsverwaltung über 
Möglichkeiten zur Förderung der beruflichen Bildung unter 
den Voraussetzungen des Einzelfalles unterrichten.

§29
Vermittlung beruflicher Ausbildungsstellen

(1) Vermittlung in berufliche Ausbildungsstellen im Sinne 
dieses Gesetzes ist eine Tätigkeit, die auf das Zustandekom­
men beruflicher Ausbildungsverhältnisse gerichtet ist.

(2) Die Arbeitsverwaltung hat darauf hinzuwirken, daß ge­
eignete Ratsuchende in fachlich, gesundheitlich und erziehe­
risch einwandfreien Ausbildungsstellen untergebracht wer­
den. Dabei sind die persönlichen Verhältnisse des Ratsuchen­
den und die besonderen Verhältnisse der freien beruflichen 
Ausbildungsstellen zu berücksichtigen sowie die Kenntnisse 
und Möglichkeiten Dritter zu nutzen.

(3) § 13 Abs. 2 und 3, §§ 16, 18 und 25 Abs. 2 und § 27 gelten 
entsprechend.

(4) Der § 23 gilt für die unentgeltliche Vermittlung in beruf­
liche Ausbildungsstellen entsprechend. Ein Auftrag zur Ver­
mittlung in Ausbildungsstellen kann auch auf alle noch nicht 
untergebrachten Bewerber erstreckt und für einen kürzeren 
Zeitraum als ein Jahr erteilt werden, wenn die Vermittlung 
in Ausbildungsstellen im Zusammenhang mit Maßnahmen 
zur Gewinnung zusätzlicher Ausbildungsstellen ausgeübt wer­
den soll; bei einem Auftrag mit einer Dauer bis zu sechs Mo­
naten kann die Arbeitsverwaltung von einer Anhörung der 
beteiligten Verbände der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
absehen.

§30
Gemeinsame Vorschriften

Die §§ 20 bis 22 gelten für die Berufsberatung und die Ver­
mittlung in berufliche Ausbildungsstellen entsprechend.

§31
Berufsaufklärung

Die Arbeitsverwaltung hat zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
Berufsaufklärung zu betreiben. Dabei soll sie über Fragen der 
Berufswahl (§ 25), über die Berufe, deren Anforderungen und 
Aussichten, über Wege und Förderung der beruflichen Bil­
dung sowie über beruflich bedeutsame Entwicklungen in den 
Betrieben, Verwaltungen und auf dem Arbeitsmarkt umfas­
send unterrichten. Diesem Ziel dienen auch die Selbstinfonma- 
tionseinrichtungen der Berufsberatung der Arbeitsämter.

§32
Zusammenarbeit

Die Arbeitsverwaltung soll bei der Berufsaufklärung, der| 
Berufsberatung und der Vermittlung in berufliche Ausbil­
dungsstellen mit den Einrichtungen der allgemeinen und der 
beruflichen Bildung, insbesondere mit den für die betriebliche 
Ausbildung zuständigen Stellen und den Einrichtungen der 
Arbeitgeber und der Gewerkschaften, mit den Schulen, Fach- 
und Hochschulen sowie mit den Trägera der Sozial-, Jugend- 
und Gesundheitshilfe Zusammenarbeiten.

Vierter Unterabschnitt 
Förderung der beruflichen Bildung

I. Allgemeine Vorschriften

§33
Maßnahmeträger

(1) Die Arbeitsverwaltung fördert berufliche Ausbildung, 
berufliche Fortbildung und berufliche Umschulung nach den


